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Sachstandsbericht  gem.  §  5  Abs.  2  VV-LuKIFG  
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I.  Verfahren  zur  Durchführung  des  Länder- 
und  Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz  (LuKIFG)  

Mit dem Ziel der Behebung von Defiziten im Bereich der öffentlichen 
Infrastruktur und der Schaffung von Wirtschaftswachstum überlässt der Bund 
den Ländern gemäß Artikel 143 h Abs. 2 S. 1 des Grundgesetzes einen Betrag 
von insgesamt 100 Mrd. € aus dem Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität zur Finanzierung von Sachinvestitionen in Infrastruktur, die 
in die Aufgabenzuständigkeit der Länder fällt. Auf das Land Berlin entfallen 
hiervon 5,2198 Mrd. €. 

Investitionsmaßnahmen  sind  bis  zum  31.12.2042  förderfähig,  sofern  sie  bis  
zum  31.12.2036  seitens  der  zuständigen  Stelle  des  jeweiligen  Landes  bewilligt  
wurden.  Damit  tritt  zu  einem  12-jährigen  Bewilligungszeitraums  noch  ein  6-
jähiger  Ausfinanzierungszeitraum  hinzu.   

Hierbei sind insbesondere folgende Infrastrukturbereiche förderfähig: 

  Bevölkerungsschutz,   
  Verkehrsinfrastruktur,   
  Krankenhaus-,  Rehabilitations- und  Pflegeinfrastruktur,   
  Energie- und  Wärmeinfrastruktur,   
 Bildungsinfrastruktur,    
  Betreuungsinfrastruktur,   
  Wissenschaftsinfrastruktur,   
  Forschung  und  Entwicklung  und   
  Digitalisierung.  

Investitionsmaßnahmen (einschließlich abgrenzbarer Bauabschnitte) können 
finanziert werden, sofern sie nicht vor dem 1. Januar 2025 begonnen wurden. 
Maßgeblich für den Zeitpunkt des Beginns einer Maßnahme ist in der Regel 
das Datum des ersten Vertrages für die Leistungserbringung der 
Investitionsmaßnahme. Sofern bestimmbar, kann bei Baumaßnahmen auch 
der Baubeginn vor Ort zugrunde gelegt werden. 

Über  die  bestehenden  und  zwischen  Bund  und  Ländern  abgestimmten  
Rechtsgrundlagen  hinaus  wurden  in  Berlin  keine  zusätzlichen  
Rechtsgrundlagen  geschaffen.  Dies  schien  nicht  erforderlich,  da  die  
Durchführung  des  LuKIFG  innerhalb  der  Einheitsgemeinde  und  bestehender  
Rechts- und  Entscheidungsstrukturen  –  insbesondere  unter  Beachtung  der  
Landeshaushaltsordnung  des  Landes  Berlin  (LHO)  sowie  der  
konkretisierenden  Verwaltungsvorschriften  erfolgt.  Hierüber  hinaus-
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gehenden  Informations- und  Regelungsbedarfen  wird  durch  Informations- 
und  Rundschreiben  der  Senatsverwaltung  für  Finanzen  nachgekommen.  

Mit Verabschiedung des Berliner Doppelhaushaltes 2026/2027 wurden 
seitens des Haushaltsgesetzgebers Investitionsvorhaben verankert, die 
zukünftig für eine Finanzierung über das Sondervermögen vorgesehen sind. 
Diese werden in einem neu geschaffenen Kapitel 2980 
– Infrastrukturinvestitionen aus dem Sondervermögen des Bundes – 
ausgewiesen. Sie sind dort nach Maßnahmengruppen differenziert worden, 
welche den verschiedenen Senatsverwaltungen entsprechen. Vorangestellt 
ist ein Titel für die bezirkliche Partizipation an dem Bundesprogramm in Höhe 
von je 50 Mio. € in 2026 und 2027 inkl. einem Merkansatz pro Bezirk. 

Die Umsetzung des LuKIFG wird in Berlin durch die Senatsverwaltung für 
Finanzen verantwortet. Derzeit ist der Aufbau von Verfahren und 
notwendigen Strukturen, die eine Durchführung des Controllings der 
Maßnahmen sowie der mit dem LuKIFG verbundenen Prüf- und 
Berichtsaufgaben gewährleisten, in Umsetzung. Gleichwohl wurden aber 
bereits Verfahren und Regelungen umgesetzt, welche eine zeitnahe 
Umsetzung der im Sinne des LuKIFG bestehenden Aufgaben der Schaffung von 
Wachstumsimpulsen und zum Abbau von Defiziten im Bereich der 
Infrastruktur gewährleisten sollen. 

Die Liquiditätssteuerung wird im Einklang mit § 7 Abs. 2 der 
Verwaltungsvereinbarung zum LuKIFG (VV-LuKIFG) und gemäß den 
Verwaltungsvorschriften zu § 43 BHO durch eine Abfrage bei den Fachressorts 
mittels eines vorgefertigten Vordrucks sichergestellt. Nach Nr. 3 AV zu § 8 LHO 
dürfen Ausgaben bei Zweckbindung nur bis zur Höhe der eingegangenen 
Einnahmen geleistet werden. Die Ansätze des Kapitels 2980 sind daher bis 
zum tatsächlichen Eingang der Einnahmen gesperrt. Nach § 7 Abs. 1 
VV-LuKIFG ist die Senatsverwaltung für Finanzen ermächtigt, den Abruf der 
Bundesmittel anzuordnen, wenn die Mittel zur Begleichung fälliger 
Rechnungen innerhalb von drei Monaten benötigt werden. Die 
Senatsverwaltung für Finanzen wird daher grundsätzlich einmal monatlich 
einen gebündelten Mittelabruf beim Bund vornehmen. Die 
mittelbewirtschaftenden Stellen melden daher spätestens 14 Werktage vor 
dem Beginn eines Monats der Senatsverwaltung für Finanzen, welche 
Ausgaben in welcher Höhe zu Lasten welches Titels im folgenden Monat 
voraussichtlich getätigt werden. Nach erfolgter Mitteilung darf in dem 
Fälligkeitsmonat eine Entsperrung der jeweiligen Titel in der beantragten 
Höhe vorgenommen und Ausgaben dürfen in dieser Höhe geleistet werden, 
sofern die Senatsverwaltung für Finanzen dem nicht widerspricht. Die 
Einhaltung der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für die Leistung von 
Ausgaben liegt in der Verantwortung der mittelbewirtschaftenden Stellen. 

In § 6 VV-LuKIFG werden die Berichtspflichten der Länder beschrieben, die in 
§ 5 VV-LuKIFG konkretisiert werden. Demnach ist 
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- jeweils  bis  zum  31.  März  eines  Jahres  über  die  zum  Stichtag  1.  Januar  
geplanten,  begonnenen  und  abgeschlossenen  Maßnahmen  aggregiert  
zu  berichten  (§  5  Abs.  3  VV-LuKIFG).  

- bis  zum  31.  März  eines  Jahres  eine  detaillierte  Übersicht  über  die  
abgeschlossenen  Maßnahmen  vorzulegen.  Diese  Übersicht  umfasst  
bspw.  Angaben  zum  Träger,  zum  Durchführungsort  der  Maßnahme,  
eine  inhaltliche  Kurzbeschreibung  etc.  (§  6  Abs.  2  VV-LuKIFG).  

- bis  zum  31.  August  eines  Jahres  dem  Bund  die  Höhe  der  im  
kommenden  Jahr  und  im  Finanzplanzeitraum  voraussichtlich  jährlich  
benötigten  Haushaltsmittel  mitzuteilen  (§  7  Abs.  3  VV-LuKIFG).  

Im Land Berlin waren zum Stichtag 01.01.2026 keine Projekte abgeschlossen. 
Gleichwohl wurden für die Finanzierung durch das Sondervermögen Projekte 
aufgenommen, welche sich bereits in der Planung befanden bzw. bereits 
begonnen wurden, vornehmlich im Bereich des Brückenbaus. Die Vorgaben 
des LuKIFG und der VV-LuKIFG werden hierbei beachtet und eigehalten. Zur 
Berichterstattung gemäß LuKIFG bzw. der VV-LuKIFG findet in Berlin eine 
Abfrage bei den Senatsverwaltungen sowie der Bezirke statt; eines 
gesonderten technischen Tools bedarf es nicht, da sich die Umsetzung im 
Stadtstaat Berlin weniger komplex darstellt als in Flächenländern. 

Zusätzlich verlangt § 5 Abs. 2 VV-LuKIFG: 

„Die  Länder  unterrichten  den  Bund  einmalig  spätestens  bis  zum  
31.  März  2026  über  ihre  Verfahren  zur  Durchführung  des  LuKIFG,  den  
Anteil  der  nach  §  1  Absatz  2  für  die  kommunale  Infrastruktur  zu  
verwendenden  Mittel,  die  Schwerpunkte  der  Verwendung  der  
Bundesmittel,  die  vorgesehene  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  
finanzschwacher  Kommunen  und  ihre  Verfahren  zur  Sicherstellung  der  
zweckentsprechenden  Mittelverwendung  in  Ländern  und  Kommunen.  
Etwaige  wesentliche  nachträgliche  Änderungen  der  Verfahren  werden  
dem  Bund  mitgeteilt.  Zudem  unterrichten  die  Länder  den  Bund  im  
Rahmen  des  Berichtes  nach  Satz  1  über  die  Berücksichtigung  der  
Deutschen  Nachhaltigkeitsstrategie  sowie  des  demographischen  
Wandels  bei  der  Ausgestaltung  der  Programme.“  

Die  Strukturierung  dieses  einmaligen  Berichts  gemäß  §  5  Abs.  2  VV-LuKIFG  hält  
sich  –  einschließlich  der  in  diesem  Bericht  aufgeführten  sechs  Kapitel  –  an  den  
vom  Bundesministerium  der  Finanzen  (BMF)  zur  Verfügung  gestellten  
Leitfaden  zur  Berichtspflicht  der  Länder.  Die  Regelungen  des  
§  2  Abs.  2  LuKIFG,  der  die  Beteiligung  der  Kommunen  vorgibt,  gelten  gemäß  
S.  4  nicht  für  die  Länder  Berlin,  Bremen  und  Hamburg.  Als  Stadtstaaten  haben  
diese  drei  Länder  einen  anderen  Aufbau  und  eine  andere  interne  Struktur  als  
die  dreizehn  Flächenländer.  Einige  der  im  Leitfaden  zur  Berichtspflicht  der  
Länder  abgefragten  Aspekte  betreffen  die  in  §  2  Abs.  2  S.  4  LuKIFG  genannten  
Länder  als  Stadtstaaten  daher  nicht.  Im  vorliegenden  Bericht  gemäß  
§  5  Abs.  2  VV-LuKIFG  zum  geplanten  Verfahren  zur  Durchführung  des  LuKIFG  



 4 

  

 
             

             
           

          
             

      
 

           
          

       
        

            
              

        
         

 
 

 
            

        
    

      
  

im  Land  Berlin  sind  demzufolge  entsprechende  Ausführungen  nicht  zu  finden,  
respektive  entsprechend  verkürzt  dargestellt.  Darüber  hinaus  sind  zum  
jetzigen  Zeitpunkt  vereinzelte  relevante  Verfahrensfragen  noch  nicht  
abschließend  geklärt.  Im  Fokus  ist  zunächst,  Maßnahmen  mit  
fortgeschrittener  Planungsreife  zügig  umzusetzen  und  dafür  entsprechende  
haushaltstechnische  Voraussetzungen  zu  schaffen.  Dort,  wo  zum  Zeitpunkt  
der  Erstellung  dieses  bis  zum  31.  März  2026  vorzulegenden  Berichts  noch  
keine  Informationen  über  die  Umsetzung  im  Sinne  des  Leitfadens  des  BMF  
abgefragten  Punkte  I.  bis  VI.  vorlagen,  erfolgt  gegebenenfalls  –  im  Einklang  
mit  §  5  Abs.  2  S.  2  VV-LuKIFG  –  eine  nachträgliche  Mitteilung  an  den  Bund  über  
wesentliche  Änderungen  des  Verfahrens.  

II.  Ausgestaltung  der  Mittelverteilung  im  
Land,  zwischen  Land  und  Kommunen  
sowie  zwischen  den  Kommunen  

Die Regelungen des § 2 Abs. 2 LuKIFG, der die Beteiligung der Kommunen 
vorgibt, gelten gemäß S. 4 nicht für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg. 
Als Stadtstaaten haben diese drei Länder einen anderen Aufbau und eine 
andere interne Struktur als die dreizehn Flächenländer. Einige für die 
Flächenländer relevante Aspekte betreffen die in § 2 Abs. 2 S. 4 LuKIFG 
genannten Länder als Stadtstaaten daher nicht. 

Das Land Berlin ist somit als Stadtstaat von den Bestimmungen der 
Verteilungen der Zuweisungen der den Ländern zufließenden Mitteln aus dem 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität an die Kommunen 
ausgenommen. Gleichwohl sieht der Haushaltsplan 2026/ 2027 eine 
Beteiligung der Bezirke in Kapitel 2980, Titel 70300 in Höhe von jeweils 
50 Mio. € für die Jahre 2026 und 2027 vor. Die Bezirke können per 
Auftragswirtschaft über die Mittel verfügen. Die Auswahl geeigneter 
Maßnahmen befindet sich derzeit noch in der bezirklichen Abstimmung. 

III.  Schwerpunkte  der  Verwendung  der  
Bundesmittel  
 

Das Land Berlin war bei der Auswahl seiner aus dem Sondervermögen des 
Bundes zu finanzierenden Infrastrukturmaßnahmen bedacht, im Sinne einer 
ausgewogenen Diversifizierungsstrategie mehrere Infrastrukturbereiche 
abzudecken. Hierbei wurden folgende Infrastrukturbereiche berücksichtigt: 
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  Bevölkerungsschutz,   
  Verkehrsinfrastruktur,   
  Krankenhaus-,  Rehabilitations- und  Pflegeinfrastruktur,   
  Energie- und  Wärmeinfrastruktur,   
  Bildungsinfrastruktur,   
  Betreuungsinfrastruktur,   
  Wissenschaftsinfrastruktur,   
  Forschung  und  Entwicklung,   
  Digitalisierung  sowie  
  Sonstiges  (z.B.  Wohnungsbau,  Sport  etc.).  

Gleichwohl ist die Belegung dieser Infrastrukturbereiche nicht gleichverteilt, 
sondern an den Bedarfen des Landes Berlin orientiert. Die Schwerpunkte 
liegen hierbei in den Infrastrukturbereichen Verkehrsinfrastruktur, 
Krankenhaus-, Rehabilitations- und Pflegeinfrastruktur sowie dem 
Wohnungsbau (Sonstiges). Die Zuordnung von Maßnahmen zu den 
entsprechenden Infrastrukturbereichen erfolgt in Abstimmung mit den für die 
Umsetzung der Maßnahmen verantwortlichen Senatsverwaltungen. Da es in 
einigen Fällen dazu kommen kann, dass eine Maßnahme mehreren 
Infrastrukturbereichen zugeordnet werden kann, wird auf eine Nennung von 
Betragshöhen in diesem Bericht verzichtet. Es wird zudem darauf verwiesen, 
dass die Zuordnung einer Maßnahme zu einer Senatsverwaltung nicht 
gleichbedeutend mit der Zuordnung zu einem Infrastrukturbereich ist. Hierzu 
wird z.B. auf den Infrastrukturbereich Digitalisierung verwiesen. 

Die einzelnen Maßnahmen können dem aktuellen Doppelhaushalt 2026/2027 
des Landes Berlin – Kapitel 2980 – entnommen werden. 

Die Schaffung neuer Förderprogramme bzw. die Erhöhung bestehender 
Förderprogramme ist derzeit nicht vorgesehen. Gleichwohl ist das Land Berlin 
bestrebt, bestehende Förderprogramme effektiv zu nutzen. 

Laut § 6 Abs. 1 VV-LuKIFG sind zur Sicherstellung der zweckentsprechenden 
Mittelverwendung gemäß §§ 3, 4 und 7 LuKIFG „jeweils mindestens 5 % der 
abgeschlossenen Investitionsmaßnahmen in die Landesinfrastruktur und in 
die kommunale Infrastruktur im Rahmen von Stichproben zu prüfen“. Gemäß 
§ 6 Abs. 2 VV-LuKIFG prüft der Bund darüber hinaus risikobasiert ein 
(weiteres) Prozent der Maßnahmen im Rahmen von Stichproben vertieft. Der 
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Prüfumfang kann risikobezogen erhöht werden. Anlassbezogene vertiefte 
Prüfungen des Bundes können zusätzlich erfolgen. 

Die Sicherstellung einer zweckentsprechenden Mittelverwendung hat für das 
Land Berlin eine hohe Priorität. Die mittelbewirtschaftenden Stellen wurden 
angewiesen, sich mit dem Gesetz zur Finanzierung von 
Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen und der 
Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern zur 
Durchführung des Gesetzes zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen 
von Ländern und Kommunen vertraut zu machen und die dort geregelten 
Förderbedingungen zu beachten. Die Veranschlagung von Projekten im 
Haushalt entbindet die Senatsverwaltungen und Bezirksämter vor 
Projektbeginn nicht von der Notwendigkeit einer inhaltlichen Prüfung der 
Erfüllung der Förderbedingungen des Bundes. 

Auch die vertieften Stichprobenprüfungen des Landes sollen über den 
gesamten Umsetzungs- und Abrechnungszeitraum hinweg wahrgenommen 
werden. Gemäß dem Charakter des Landes Berlin als Stadtstaat beziehen sich 
diese auf die Landesinfrastruktur. Die Senatsverwaltung für Finanzen wird 
diese Prüfungen durchführen und Prüfobjekte bestimmen. Sie wird hierzu 
prüffähige Unterlagen anfordern und erforderlichenfalls Prüfungen vor Ort 
vornehmen. Von den mittelbewirtschaftenden Stellen ist somit 
sicherzustellen, dass zu den einzelnen Projekten prüffähige Unterlagen 
vorgehalten und aufbewahrt werden, die es der Senatsverwaltung für 
Finanzen ermöglichen, gegenüber dem Bund eine zweckentsprechende 
Mittelverwendung zu testieren. Anhand welcher Kriterien die zu prüfenden 
Maßnahmen ausgewählt werden und ob hierzu Zufallsproben oder 
risikobasierte Verfahren zum Einsatz kommen, befindet sich derzeit noch in 
Abstimmung. 

Das Land Berlin bekennt sich in den Richtlinien der Regierungspolitik 
2023-2026 zu den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development Goals, 
SDGs) der 2015 verabschiedeten Agenda 2030 der Vereinten Nationen und 
zur Entwicklung einer Berliner Nachhaltigkeitsstrategie. Die Strategie zielt 
darauf ab, die globalen 17 Nachhaltigkeitsziele lokal umzusetzen, indem 
Berlin-spezifische Handlungsfelder in den Blick genommen werden. 

Bis Mitte 2026 soll die Berliner Nachhaltigkeitsstrategie ausgearbeitet 
werden. Aus diesem Grund erfolgte keine explizite Abfrage zur 
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Berücksichtigung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei der 
Ausgestaltung der Programme im Rahmen des LuKIFG – auch im Sinne des 
Wortlauts von § 3 Abs. 1 S. 2 VV-LuKIFG, wonach „Bürokratie […] auf das 
erforderliche Mindestmaß zu reduzieren [ist].“ Gleichwohl werden die 
Fachressorts angehalten sein, die Belange der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie bei ihren Maßnahmenanmeldungen zu 
berücksichtigen und ggf. nachzuhalten. 

Gemäß § 5 Abs. 5 VV-LuKIFG „berichten die Länder im Rahmen des einmaligen 
Berichts nach Absatz 2 über ihre Möglichkeiten zur Identifikation und 
Bezifferung von Ausgaben gemäß den Haushaltsplänen oder 
Wirtschaftsplänen der Länder, die gemäß Anlage für Grüne 
Bundeswertpapiere anrechenbar sind, unter Angabe des einschlägigen 
Infrastrukturbereichs nach § 3 Absatz 1 LuKIFG, der Haushaltstitel sowie von 
vorhandenen öffentlichen Quellen zur Wirkungsberichterstattung.“ Im vom 
BMF zur Verfügung gestellten Leitfaden zur Erstellung dieses Berichts nach § 
5 Abs. 2 VV-LuKIFG wird die Thematik der Grünen Bundeswertpapiere 
gleichwohl nicht adressiert. Zudem gilt seit dem 1. Januar 2026 ein geänderter 
Kriterienkatalog, sodass mittlerweile eine aktuellere Version als die der 
Anlage zur VV-LuKIFG vorliegt. Auch aus diesen Gründen sind die Verfahren 
zur Identifikation und Bezifferung von Ausgaben gemäß den Haushaltsplänen 
oder Wirtschaftsplänen der Länder, die gemäß Anlage für Grüne 
Bundeswertpapiere anrechenbar sind, noch nicht hinreichend ausgestaltet. 
Hierüber wird gegebenenfalls gesondert zu informieren sein. 

Von 2000 bis 2025 sind die Bevölkerungszahlen in Berlin gestiegen. Das Land 
Berlin verzeichnete Ende 2025 über 3,9 Mio. Einwohner gegenüber ca. 3,38 
Mio. Einwohnern im Jahr 2000. Trotz eines leichten Geburtenrückgangs sorgt 
der Zuzug für das Wachstum. Tendenziell ziehen mehr Menschen nach Berlin, 
als aus Berlin wegziehen – besonders deutlich war der Unterschied in den 
Jahren 2011 bis 2019. Dieser Nettozuzug ist fast jedes Jahr zu beobachten. Die 
Bevölkerungsprognose 2024–2040 deutet auf ein weiteres Wachstum hin. 

Die Stadt hat mit einem Durchschnittsalter von knapp 43 Jahren eine der 
jüngsten Bevölkerungen in Deutschland, altert jedoch demografisch. Es gibt 
fast eine Mio. Einpersonenhaushalte, ein großer Teil davon sind Frauen über 
65 Jahre. Das kontinuierliche Wachstum und die sich verändernde 
Altersstruktur der Bevölkerung haben Einfluss auf die Nachfrage nach sozialer 



 

       
      

          
          

 

 
          

         
        

             
       
       

  

und öffentlicher Infrastruktur, wie beispielsweise Einrichtungen zur 
Kinderbetreuung, kulturelle Einrichtungen, Einrichtungen für ältere 
Menschen etc., sowie nach privatem Wohnraum. Insofern ist die Betrachtung 
des demografischen Wandels für das Land Berlin von hoher Wichtigkeit. 

Der  demographische  Wandel  wird  bei  der  Auswahl  geeigneter  Projekte,  die  
im  Rahmen  des  LuKIFG  im  Land  Berlin  finanziert  werden  sollen,  grundsätzlich  
mitgedacht.  Die  Fachressorts  sind  angehalten,  Belange  des  demographischen  
Wandels  (ebenso  wie  der  Deutschen  Nachhaltigkeitsstrategie)  bei  ihren  
Maßnahmenanmeldungen  zu  berücksichtigen  und  ggf.  nachzuhalten.  Eine  
explizite  Abfrage  zur  Berücksichtigung  des  demographischen  Wandels  bei  der  
Ausgestaltung  der  Programme  im  Rahmen  des  LuKIFG  erfolgt  gleichwohl  nicht  
–  auch  im  Sinne  des  Wortlauts  von  §  3  Abs.  1  S.  2  VV-LuKIFG,  wonach  
„Bürokratie  […]  auf  das  erforderliche  Mindestmaß  zu  reduzieren  [ist].“  

Ob der demographische Wandel bei den zukünftigen Entscheidungen über die 
Auswahl von Projekten und Maßnahmen im Rahmen der weiteren 
Mittelverwendung im LuKIFG des Landes Berlin explizit Berücksichtigung 
finden wird, ist derzeit noch nicht abzusehen. Dies schließt nicht aus, dass bei 
einzelnen Projekten Zweckbindungsfristen zur Sicherstellung der der 
Förderung entsprechenden Nutzung der Investition vereinbart werden. 
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